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1. Novelle zum Pflegefondsgesetz – Verlängerung bis 2021 
„Statistisch gesehen ist jede 4. Familie in Österreich mit der Problematik von Hilfs- oder Pflegebedürftigkeit unmittelbar konfrontiert. Quelle: ÖBIG, 2005)“ 
Höhere Lebenserwartung, verbesserte medizinische Leistungen und gezielte Förderungen tragen dazu bei, dass Menschen immer länger leben. Dadurch steigt auch ständig die Zahl an pflegebedürftigen Menschen. Dies wiederum verursacht immer höhere Kosten. Diese werden einerseits von privater Seite abgedeckt oder fallen andererseits meist in die Zuständigkeit der öffentlichen Hand. 
Um Bundesländer und Gemeinden bei der Finanzierung zu unterstützen, wurde 2011 ein Verwaltungsfonds eingerichtet, der die Bezeichnung „Pflegefonds“ trägt. „(…) Der Pflegefonds ist ein Zweckzuschuss an die Länder zur Sicherung und zum bedarfsgerechten Aus- und Aufbau des Betreuungs- und Pflegedienstleistungsangebotes in der Langzeitpflege. Ziel ist die Verbesserung des Pflegeangebotes sowie die Finanzierung von qualitätssichernden Maßnahmen und innovativen Projekten. Der Pflegefonds unterstützt die Weiterentwicklung der bedarfsgerechten Versorgung pflegebedürftiger Personen und ihrer Angehörigen mit bedürfnisorientierten und leistbaren Betreuungs- und Pflegedienstleistungen.“ Finanziert wird die Pflege zu zwei Dritteln vom Bund und zu einem Drittel von den Bundesländern und Gemeinden.

Ursprünglich war der Pflegefonds für die Jahre 2011-2016 angelegt. Anschließend sollte er durch den sogenannten Inklusionsfonds abgelöst werden, hofften VertreterInnen für die Belange von Menschen mit Behinderungen. 
Der Inklusionsfonds sollte „(…) zweckgebunden der Finanzierung von Ausgaben im Behindertenbereich und damit zur Erfüllung der Vorgaben der Behindertenrechtskonvention dienen (…). Bis zuletzt hatten Behindertenvertreter und Betroffene darauf gehofft, dass die Verhandlungen zwischen Bund und Ländern eine nachhaltige Auswirkung auf den Ausbau mobiler Hilfen, Persönlicher Assistenz, Schulassistenz etc. haben würden.“
Nun wurde jedoch der Pflegefonds bis zum Jahr 2021 verlängert. Derzeit beträgt der Etat des Fonds rund 350 Mio. Euro. Er soll schrittweise auf 417 Mio. Euro erhöht werden. 
Auch wurde im Finanzausgleich erreicht, dass es Mittel für den Ausbau der Hospiz- und Palliativversorgung (jeweils 18 Mio. Euro) geben wird und auch die 24-Stunden-Betreuung gemeinsam gefördert wird. 
Weiters werden zusätzliche Steuerungselemente im Pflegefondsgesetz verankert. „(…) Damit will man die Ausgabendynamik im Pflegebereich bremsen, bundesweit einheitliche Qualitätsstandards forcieren und für mehr Transparenz sorgen. So muss in stationären Pflegeeinrichtungen genug diplomiertes Pflege-und Gesundheitspersonal zur Verfügung stehen und auch während der Nachtstunden zumindest eine qualifizierte Fachkraft anwesend bzw. rasch verfügbar sein. 

Überdies werden die Länder verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass bei der Vorschreibung von Kostenbeiträgen im Bereich mobiler Betreuungs- und Pflegedienste soziale Aspekte berücksichtigt werden. Ab Pflegegeldstufe 4 soll pflegebedürftigen Personen die Aufnahme in eine stationäre Einrichtung ohne weitere Prüfung offenstehen.“ 
Weitere Informationen finden Sie unter:

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/I/I_01331/index.shtml   
https://www.sozialministerium.at/site/Pension_Pflege/Pflege_und_Betreuung/Hilfe_Finanzielle_Unterstuetzung/Pflegefonds/ 
Die die zum Nationalrat beschlossene Regierungsvorlage zur Novelle finden Sie hier. 

Informationen entnommen aus:

http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20161215_OTS0185/nationalrat-stimmt-verlaengerung-des-pflegefonds-bis-2021-zu
https://www.ig-pflege.at/hintergrund/datenundfakten.php 
2. Internetseite von bidok – Informationen zum Thema Gewalt in Leichter Sprache präsentiert 
Seit Oktober 1997 gibt es an der Universität Innsbruck am Institut für Erziehungswissenschaften das Projekt bidok (BehindertenIntegration und Dokumentation).

Hierbei handelt es sich um eine frei zugängliche Internet-Volltext-Bibliothek deren Hauptaugenmerk darauf gerichtet ist, fachspezifische Artikel im Bereich integrative Pädagogik aufzuarbeiten. Derzeit sind über 1900 digitale Volltexte zu 16 Themenbereichen veröffentlicht.
Grundsätzlich wird in dieser Datenbank versucht, fachspezifische Materialien systematisch zu sichten, zu verarbeiten und zu archivieren. In erster Linie handelt es sich dabei um schwer zugängliche „graue Literatur“ (z.B. unveröffentlichte Referate, Manuskripte, Tagungsberichte, Diskussionspapiere, Veröffentlichungen kleiner Verlage), vergriffene Bücher und Fachartikel aus Integrationszeitschriften, sowie Diplomarbeiten und Dissertationen.
Durch den hohen wissenschaftlichen Informationswert ist die Bibliothek für WissenschaftlerInnen, Studierende, pädagogisch orientierte Berufsgruppen, TherapeutInnen, usw. von Bedeutung. Gleichzeitig richtet sie sich auch an Betroffene und deren Angehörige. Daneben unterstützt die Bibliothek die Vernetzung und Beratung von Personen und Organisationen, die weitestgehend mit der Thematik Integration von Menschen mit Behinderungen befasst sind.

Bidok legt großen Wert darauf, dass die Informationen der Bibliothek allgemein zugänglich sind. Darum wird versucht, auf der Internetseite alle Standards und Technologien für Barrierefreiheit einfließen zu lassen.
Neben technischer Barrierefreiheit legt man bei bidok auch Augenmerk darauf, dass Texte in Leichter Sprache zur Verfügung gestellt werden. „(…) bidok hat es sich deshalb zum Ziel gesetzt, relevante Themen und Inhalte, insbesondere für Menschen mit Lernschwierigkeiten, in leichter Sprache bereitzustellen. In der Leicht-Lesen-Bibliothek finden sich zahlreiche Texte zur Rechtssituation von Menschen mit Behinderungen, aber auch zu den Themen Arbeit, gesellschaftliche Entwicklungen, Bioethik etc.“

Seit kurzem gibt es nun auch die Rubrik „bidok gegen Gewalt“. Hier wird – österreichweit erstmalig – in leichter Sprache allgemein über das Thema Gewalt aufgeklärt. „Kinder und erwachsene Menschen mit Behinderungen erleben alle Formen von Gewalt viel häufiger als Menschen ohne Behinderungen. Sie sind oft schlecht oder gar nicht darüber informiert, was Gewalt ist und wo sie Hilfe bekommen können.“

In folgenden Punkten wird versucht, allen Menschen möglichst einfach zu erklären was Gewalt ist und wie man damit umgehen kann:

· Was ist Gewalt?

· Welche Formen von Gewalt gibt es?

· Warum erleben Menschen mit Behinderungen mehr Gewalt als Menschen ohne Behinderungen?

· Was kann man gegen Gewalt tun?

· Wo bekommen Menschen mit Behinderungen in Österreich Hilfe?

Die Informationen auf bidok sind kostenlos verfügbar. Weitere Informationen finden Sie unter http://bidok.uibk.ac.at/leichtlesen/projekte/bidok-gegen-gewalt/ 
Informationen entnommen aus:

http://www.behindertenarbeit.at/53319/bidok-praesentiert-internet-seite-zum-thema-gewalt-in-leichter-sprache/ 

3. Österreichischer Menschenrechtsbefund 2016 wurde veröffentlicht 
Der Verein Österreichische Liga für Menschenrechte wurde 1926 gegründet und ist Teil der Internationalen Liga für Menschenrechte. „Sie setzt sich mit Öffentlichkeitsarbeit, Veranstaltungen und in Publikationen für die Einhaltung und Verbesserung der Rechte von Volksgruppen sowie ethnischer, religiöser, sexueller und sozialer Minderheiten ein.“ 
In ihrer Arbeit setzt sich die Liga für Menschenrechte mit allen Problemen auseinander, die rund um das Thema Menschenrechte, Benachteiligung und Diskriminierung entstehen. Alle Menschen sind gleich und müssen mit gleichen Rechten ausgestattet sein. Grundsätzlich darf niemand aufgrund von Geschlecht, Alter, ethnischer Zugehörigkeit, Religion oder Weltanschauung, sexueller Orientierung oder Behinderung, benachteiligt werden.

Seit 1989 verfasst der überparteiliche Verein jedes Jahr einen Menschenrechtsbefund. Darin werden Verstöße gegen die Menschenrechte aufgezeigt. ExpertInnen von Nichtregierungsorganisationen (NGO) befassen sich in diesem Bericht mit der aktuellen Lage, zeigen Lücken und Probleme auf und geben entsprechende Empfehlungen.

Die Schwerpunkte des aktuellen Menschenrechtsbefundes sind: 

· Rechte von Menschen mit Behinderungen

· Hassmeldungen im Internet

· Mindestsicherung

· Recht auf Wohnen

· Gewalt gegen Frauen

· Maßnahmenvollzug

· politische Entwicklungen in der Türkei

„Der diesjährige Befund liefert einen Querschnitt über die menschenrechtliche Situation in Österreich und zeigt auf, dass es hierzulande gravierende Defizite im Umgang mit den Menschenrechten sowie enormen Nachhol- und Handlungsbedarf in vielen Bereichen gibt: Egal ob es um den Maßnahmenvollzug geht, dessen Reform wir bereits seit Jahren einfordern, um die Kürzung der Mindestsicherung und ihre Auswirkungen auf die Schwächsten unserer Gesellschaft, um Gerüchte und Hasspostings in den sozialen Netzwerken, um Gewalt gegen Frauen und Mädchen, um die Rechte von Menschen mit Behinderungen oder um das Recht auf Wohnen, wo die Politik einmal mehr gefordert ist, Vorsorgen für dessen Gewährleistung zu treffen. Für die heimischen Politikerinnen und Politiker gibt es noch viel zu tun auf dem langen Weg hin zu einer Menschenrechtsdemokratie Österreich“, so Barbara Helige, Präsidentin der Österreichischen Liga für Menschenrechte. 

Sie können den Menschenrechtsbefund 2016 der Österreichischen Liga für Menschenrechte hier kostenlos herunterladen.

Weitere Informationen zur Österreichischen Liga der Menschenrechte finden Sie unter Liga der Menschenrechte
Informationen entnommen aus:

https://www.bizeps.or.at/menschenrechtsbefund-2016-praesentiert/
http://orf.at/stories/2370371/
F.d.I.v.: Gernot Bisail
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